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Antwort 
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— Drucksache 12/5980 — 

Reaktion der Bundesregierung auf Rentengutachten 

In einem vom Bund der Ruhestandsbeamten, Rentner und Hinterbliebe-
nen (BRH) in Auftrag gegebenen Gutachten charakterisierte der Verfas-
sungs- und Sozialrechtler Prof. Detlef Merten von der Verwaltungshoch-
schule Speyer das Renten-Überleitungsgesetz auch in seiner derzeitigen 
Fassung als massiven Verstoß gegen das Grundgesetz. In dem am 
2. September 1993 veröffentlichten Gutachten wird vor allem der „straf-
ähnliche" Charakter kritisiert, der mit der Wertneutralität von Sozialver-
sicherungsrecht nicht vereinbar sei, des weiteren seien der Gleichheits-
grundsatz und die Eigentumsgarantie verletzt. 

Hat die Bundesregierung dieses Gutachten zur Kenntnis genommen? 

Wenn ja, welche Schlußfolgerungen zieht sie daraus? 

Der Bundesregierung ist das in der Kleinen Anfrage angespro-
chene Gutachten bekannt. Sie sieht sich durch das Gutachten 
nicht veranlaßt, bisherige rechtliche oder politische Wertungen 
aufzugeben oder zu verändern. 

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial-
ordnung vom 12. November 1993 übermittelt. 
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